




der Wege ohnehin verboten.

Wegen des weiteren Sachvortrags der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze und 

das Protokoll der mündlichen Verhandlung verwiesen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist unbegründet. Die Beklagte hat gegen keine Verkehrssicherungspflicht verstoßen.

Grundsätzlich ist die Beklagte als Pächterin des Grundstücks verkehrssicherungspflichtig für 

den gesamten Park. Der Umfang der Verkehrssicherungspflicht bestimmt sich danach, was 

ein vernünftiger Benutzer erwarten darf. Der Verkehrssicherungspflichtige hat diejenigen Vor-

kehrungen zu treffen, die im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren geeignet sind, Gefahren 

von Dritten abzuwenden, die bei bestimmungsgemäßer oder nicht ganz fernliegender bestim-

mungswidriger Benutzung drohen (BGH NJW, 1990, 1236, 1237; OLG Hamm, NJW-RR 2013, 

802, 803). 

Dies bedeutet aber nicht, dass der Sicherungspflichtige für alle nicht denkbaren, auch entfern-

teren Möglichkeiten eines Schadenseintritts Vorkehrungen treffen muss. Insbesondere Wege-

flächen müssen nicht so gestaltet sein, dass sie nicht absolut frei jeglicher Unebenheiten sind. 

Fußgänger sind grundsätzlich dazu angehalten, die gegebenen Verhältnisse so hinzunehmen 

und sich ihnen anzupassen, wie sie sich ihnen erkennbar darbieten und mit typischen Gefah-

renquellen wie Unebenheiten zu rechnen (OLG München Urt. v. 3.11.2011 – 1 U 879/11, 

BeckRS 2011, 25816). 

Ein Tätigwerden des Verkehrssicherungspflichtigen ist erst dann geboten, wenn Gefahren be-

stehen, die trotz Anwendung der von den Benutzern zu erwartenden Eigensorgfalt nicht oder 

nicht rechtzeitig erkennbar sind oder diese sich nicht oder nicht rechtzeitig auf die Gefahren-

quellen einstellen können (OLG Hamm, NJW-RR 2005, 255, 256; OLG München Beschl. v. 

4.5.2012 – 1 U 992/12, BeckRS 2012, 11594). Für die Beurteilung einer Verkehrssicherungs-

pflichtverletzung im Zusammenhang mit Unebenheiten sind dabei nicht nur die Größe der Ni-

veaudifferenz, sondern auch die Art, das Ausmaß und die konkreten Umstände der Örtlichkeit 

zu berücksichtigen (vgl. OLG Düsseldorf in VersR 1993, 1416).

Nach den genannten Grundsätzen war die Beklagte nicht gehalten, im Bereich der behaupte-

ten Sturzstelle besondere Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Vorliegend stellt die wegseitige 

Vertiefung des Regenwassereinlaufs keine sicherungspflichtige Gefahrenstelle dar. Die Kam-
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